Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1008 


Sachgebiet 29 


Vorblatt 


Änderung der Statistik der Bevölkerungsbewegung 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Bei der Statistik der Bevölkerungsbewegung und Fortschrei- 
bung des Bevölkerungsstandes fehlen Angaben über Körper- 
gewicht, Körperlänge und erkennbare Fehlbildungen bei Ge- 
burten. Diese Angaben sind aber notwendig für die Erforschung 
der Ursachen von Totgeburten, der Säuglingssterblichkeit und 
von angeborenen Fehlbildungen. 

Darüber hinaus fehlen auch die erforderlichen Daten über den 
Anteil der Ausländer an der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland. 


B. Lösung 

Die Änderung des Gesetzes soll die Rechtsgrundlage für die 
Erhebung der vorerwähnten Angaben schaffen und zwar unter 
gleichzeitiger Verwendung der Ergebnisse der Volkszählung 
1970. 

Die übrigen Änderungen passen das von 1957 stammende 
Gesetz den heutigen Gegebenheiten an. 


C. Alternative 

Keine. 


D. Kosten 

Durch die Erweiterung der Statistik entstehen beim Bund jähr- 
lich 24 000 DM, bei den Ländern jährlich 220 000 DM Mehr- 
kosten. 
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Sachgebiet 29 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. Juli 1970 

1/3 — 20000 — Sta 10/3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Statistik 
der Bevölkerungsbewegung und die Fort- 
schreibung des Bevölkerungsstandes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 352. Sitzung am 15. Mai 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Statistik der Bevölkerungs- 
bewegung und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Statistik der Bevölkerungs- 
bewegung und die Fortschreibung des Bevölke- 
rungsstandes vom 4. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 

S. 694) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b werden vor dem 
Wort „Alter" das Wort „Wohngemeinde," und 
nach dem Wort „Kinder" die Worte „der Ehe- 
gatten" eingefügt. 

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c, Nr. 2 Buch- 
stabe c und Nr. 3 Buchstabe b sowie in § 5 
Nr. 3 werden die Worte „und Vertriebenen- 
(Flüchtlings-)Eigenschaft" gestrichen. Der Bei- 
strich hinter dem Wort „Weltanschauungsge- 
meinschaft" wird jeweils durch das Wort „und" 
ersetzt. 

3. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a werden nach dem 
Wort „Geschlecht" die Worte „Körpergewicht, 
Körperlänge, äußerlich erkennbare Fehlbildun- 
gen," eingefügt. 

4. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und Nr. 3 Buch- 
stabe a wird das Wort „Unehelichkeit" durch 
das Wort „Nichtehelichkeit" ersetzt. 

5. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c, Nr. 3 Buch- 
stabe b, § 3 Abs. 1 Nr. 2 und § 5 Nr. 3 wird 
das Wort „Beruf" durch das Wort „Erwerbs- 
tätigkeit" ersetzt. 


6. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe e werden die 
Worte „Ehedauer der Eltern und Geburtenfolge" 
durch die Worte „Tag der Eheschließung der 
Eltern, Geburtenfolge sowie Geburtsdatum des 
vorangegangenen Kindes" ersetzt. 

7. In § 2 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Angabe von Körpergewicht, Körper- 
länge und äußerlich erkennbaren Fehlbildungen 
bei der Geburt sind in den Fällen, in denen sie 
hinzugezogen wurden, der Arzt oder die 
Hebamme, in den übrigen Fällen die Anzeigen- 
den auskunftspflichtig." 

8. § 6 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Fortschreibung des Bevölkerungs- 
standes sind auf der Grundlage der jeweils 
letzten allgemeinen Zählung der Bevölkerung 
nach den Ergebnissen der Statistik der natür- 
lichen Bevölkerungsbewegung und der Wande- 
rungsstatistik die Bevölkerung insgesamt sowie 
die deutsche Bevölkerung nach Geschlecht, Alter 
und Familienstand festzustellen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Nummer 1 

Die Erfassung der Wohngemeinde der Ehegatten 
bei Ehesdiließungen (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) 
ist für die Fortschreibung der Bevölkerung nach 
dem Faihilienstand erforderlich, um die Änderung 
des Familienstandes durch Eheschließung regional 
richtig zuordnen zu können. Die Länder Berlin, 
Hamburg, Bremen, Baden- Württemberg und Rhein- 
land-Pfalz’ erheben bereits jetzt die Wohngemein- 
den der Ehegatten aufgrund landesrechtlicher Vor- 
schriften, Die Einfügung der Worte „der Ehegatten" 
dient der Klarstellung. 

Nummer 2 

Der Tatbestand der „Vertriebenen- (Flüchtlings-) 
Eigenschaft" (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c, Nr. 2 
Buchstabe c und Nr. 3 Buchstabe b sowie § 5 Nr. 3) 
kann entfallen, weil eine Frage danach nicht mehr 
zu braudibaren Ergebnissen führt. Vor allem hat 
sich gezeigt, daß es^ immer schwieriger wird, An- 
gaben über diejenigen Personen zu erhalten, die 
erst nach der Vertreibung oder Flucht geboren 
wurden, aber wegen ihrer Abstammung als Ver- 
triebene oder Flüchtlinge gelten. In der statistischen 
Praxis wird die Frage bereits seit 1961 nicht mehr 
gestellt. Inzwischen ermöglicht es auch der Mikro- 
zensus, laufend Bestandszahlen über die beiden 
Personenkreise zu ermitteln. 

Nummer 3 

Bislang werden Körpergewicht, Körperlänge und 
äußerlich erkennbare Fehlbildungen bei Lebend-' 
und Totgeburten nicht erfaßt. Die Erhebung dieser 
Merkmale (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a) ist jedoch 
dringend erforderlich, da Feststellungen über das 
Körpergewicht und die Körperlänge nicht nur Rück- 
sdilüsse auf die Dauer der Schwangerschaft zu- 
lassen, sondern auch für die Erforschung der Ur- 
sachen von Totgeburten und Säuglingssterblichkeit 
große Bedeutung haben. Für die^e wichtige medi- 
zinische und gesundheitspolitische Aufgabe stehen 
in der Bundesrepublik bisher nur einige Länder- 
ergebnisse für einzelne Jahre zur Verfügung. Län- 
fende und .vollständige Ergebnisse können wegen 
des zunehmenden Anteils der Frühsterblichkeit an 
der gesamten SäugUngssterblidikeit nicht länger 
entbehrt werden. Fast ein Drittel der Säuglings- ^ 
Sterblichkeit ist heute auf Frühgeburten, etwa ein 
Sechstel auf angeborene Pehlbildungen - zurückzu- 
führen. Damit hängt auch zus^men, daß etwa die * 
Hälfte der Todesfälle bei Säuglingen äfif den ersten* 
Lebenstag und ca. 70 ^/o auf die erste Lebens- 
woche entfallen. ■ . 

Die Feststellungen über Körpergewicht und Körper- 
länge der Neugeborenen verbessern auch die inter- 


nationale Vergleichbarkeit der Statistik der Säug- 
lingssterblichkeit, Im internationalen Vergleich 
erscheint die Säuglingssterblichkeit in der Bundes- 
republik überhöht, weil im Ausland häufig früh- 
verstorbene Kinder, deren Körpergewicht und Kör- 
perlänge bei der Geburt bestimmte Maße nicht 
erreicht haben, bereits bei den Lebendgeborenen 
unberücksichtigt bleiben. 

Für die innerhalb des ersten Lebensjahres Gestor- 
benen sollen die bei der Geburt gemachte^ Angaben 
über Körpergewicht und Körperlänge durch Zusam- 
menführung der Sterbefallzählkarte mit der Gebur- 
tenzählkärte oder mittels der Angaben in den 
Todesbescheinigungen erfaßt werden. 

Die Beobachtung der äußerlich erkennbaren Fehl- 
bildungen bei Neugeborenen ermöglicht es, plötzlich 
auftretende Häufungen frühzeitig zu erkennen, so 
daß Untersuchungen über deren Ursachen recht- 
zeitig begonnen werden können. 

Nummer 4 

Der Austausch des Wortes „Unehelichkeit" durch 
das Wort „Nichtehelichkeit" ist lediglich eine An- 
passung an die im Gesetz über die rechtliche Stel- 
lung der nichtehelichen Kinder vom 19. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1243) verwandte Termino- 
logie. ' 

Nunimer 5 

Der Austausch des Wortes „Beruf durch das Wort 
„Erwerbstätigkeit" (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 l^chstabe c, 
Nr. 3 Buchstabe b, § 3 Abs. 1 Nr. 2 und § 5 Nr. 3) 
ermöglicht es einerseits, lediglich nach der Aus- 
übung einer Erwerbstätigkeit' ohne Angabe des 
Berufes, andererseits aber nicht liur nach dem Beruf, 
sondern auch nach dem Wirtschaftszweig, in dem 
die Erwerbstätigkeit ausgeübt wird, zu fragen. Das 
Merkmal „Erwerbstätigkeit" stellt außerdem klar, 
daß, soweit Auszählungen der Berufe erfolgen, keine 
Berufsangaben für Personen erhoben werden, die 
bereits aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind. 

Nummer 6 ^ . 

Die Änderungen dienen der Präzisierung der bisher 
schon unter den Stichwörtern „Ehedauer" und „Ge- 
burtenfolge" (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe e) erfaßten 
Sachverhalte. Diese schließen sich an die in § 3 
Nr. 2 des Vblkszählungsgesetzes 1970 genannten 
Erhebungsmerkmale (Jahr der Eheschließung, 
frühere Ehe, Zahl und Geburtsjahr aller lebend 
geborenen ehelichen Kinder) -an. Sie dienen der 
Feststellung, in welchen Eh ejahren die Kinder ge- 
boren werden, und . sollen Unterlagen über die 
Geburtenabstände als statistisches Grundmaterial, 
auch für Bevölkerungsvorausschätzungen, liefern. 
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Nummer 7 

über Körpergewicht, Körperlänge und äußerlich er- 
kennbare Fehlbildungen können am besten der Arzt 
oder die Hebamme Angaben machen, die z. Z. der 
Geburt hinzugezogen wurden. Entsprechend muß 
die Auskunftspflicht (§ 2 Abs. 3) bestimmt werden. 
Jedoch sollten in den Fällen, in denen weder ein 
Arzt noch eine Hebamme zur Geburt hinzugezogen 
wurde, die Anzeigenden auskunftspflichtig sein. 
Schwierigkeiten bei den Angaben über gestorbene 
Säuglinge können nur dann auftreten, wenn der 
Standesamtsbezirk des Geburtsortes nicht mit dem 
des Sterbeortes zusammenfällt. Diese seltenen Fälle 
können jedoch in den Statistischen Landesämtem 
durch Zusammenführung der Sterbefallzählkarte 
und der entsprechenden Geburtenzählkarte geklärt 
werden. 

Nummer B 

Die Neufassung (§ 6 Satz 1) trägt vor allem dem 
Umstand Rechnung, daß es angesichts des Anteils 
von etwa zwei Millionen Ausländem an der ge- 
samten Bevölkerung der Bundesrepublik erforder- 
lich ist, insbesondere für Zwecke der Bevölkerungs- 
vorausschätzung die Möglichkeit zu schaffen, die 
demographische Stmktur der deutschen Bevölke- 
rung, von der die der Ausländer teilweise abweicht, 
gesondert nachzuweisen. Das ist auch deshalb von 
Bedeutung, weil ein großer Teil der Ausländer 
nicht auf Dauer im Bundesgebiet verbleibt. Neben 
der Verbessemng der Gmndlagen für Bevölkemngs- 
vorausschätzungen ist mit einer gesonderten Fest- 
stellung der deutschen Bevölkerung die Möglichkeit 
einer differenzierten Analyse der Bevölkerungsvor- 
gänge gegeben. 

Durch zusätzliche Feststellung des Familienstandes 
im Rahmen der laufenden Bevölkerungsstatistiken 


soll eine Lücke geschlossen werden, die sich bei 
Vorausschätzungen nachteilig bemerkbar macht. Zur 
Zeit ist eine Erfassung des Familienstandes der 
Bevölkerung nach Alter und Geschlecht nur im Rah- 
men der Volkszählungen möglich. Die Ergebnisse 
des Mikrozensus sind für demo graphische Analysen, 
z. B. der aktuellen Geburtenentwicklung, wegen der 
bei Stichprobenerhebungen notwendigen Zusammen- 
fassung der Ergebnisse, insbesondere nach Bundes- 
ländern, nur bedingt brauchbar. 

Schließlich war bei der Neufassung auch der oben 
begründete Wegfall der Frage nach der Vertrie- 
benen- (Flüchtlings-) Eigenschaft zu berücksichtigen. 
Die Erweiterung der Statistik verursacht keine 
wesentlichen Mehrkosten. Bei Gesamtkosten in 
Höhe von etwa 7 250 000 DM (Bund 605 000 DM, 
Länder 6 645 000 DM) betragen die durch die Ände- 
rung des Gesetzes entstehenden Kosten jährlich 

persönlich sädilidi zusammen 

Bund 14 000 DM 10 000 DM 24 000 DM 

Länder 129 000 DM 91 000 DM 220 000 DM 


insgesamt 143 000 DM 101 000 DM 244 000 DM 

Ein Haushaltsmittelmehrbedarf des Bundes entsteht 
nicht, 

Zu Artikel 2 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Diese Bestimmung regelt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Ändemngsgesetzes. 
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Drucksadle VI/1008 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz über die Statistik der Bevölkerungs- 
bewegung und die Forts direibung des Bevölkerungs- 
standes vom 4. Juli 1957 (BGBl. I S. 694) ist mit 
Zustimmung des Bundesrates ergangen. Daher be- 
darf auch das Änderungsgesetz der Zustimmung 
des Bundesrates. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 3 und Nr. 7 

In Artikel 1 Nr. 3 und Nr. 7 ist jeweils das Wort 
„äußerlich" zu streichen. 

Begründung 

Neben den äußerlich erkennbaren Fehlbildungen bei 
Geburten gibt es eine Reihe von Fehlbildungen 
(z. B. Atresien, angeborene Herzmißbildung), die 
vom Arzt verhältnismäßig leicht erkannt werden 
können, obwohl sie äußerlich nicht feststellbar sind. 
Welche erkennbaren Fehlbildimgen in den Fragen- 
katalog auf genommen werden sollten, kann von der 
Arbeitsgemeinschaft der Leitenden Medizinal- 
beamten — Arbeitskreis Statistik — festgelegt 
werden. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahnie des Bundesrates 

I. 

Zu 1. Zu den Eingangsworten 

. Dem Vorsdilag' wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung vertritt m ständiger Praxis 
die Auffassung> daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes nur daiin der Zustimmung des Bun^ 
desrates bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz 
Vorschriften geändert werden, die die Zustimmungs- 
bedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes begrün- 
det haben, oder wenn es sonstige Vorschriften ent- 
hält, die seine Züstimmungsbedürftigkeit begründen. 
Das Ist jedoch hier nicht der Fall. 

It 

Zu 2, Zu Artikel 1 Nr. 3 und Nr. 7 

Dem Vorschlag des Bundesrates- wird zugestimmt. 
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